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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
in der Anlage übersende ich Ihnen eine Pressemitteilung des Landesschülerrates Niedersachsen
zur Kenntnisnahme.
 
Verteiler:
Mitglieder/Ersatzmitglieder
KER/StER/RER
an News Interessierte
 

 
Mit freundlichen Grüßen
Andrea Steinert
 

Landeselternrat Niedersachsen
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
Telefon: 0511 / 120-8810
E-Mail: Landeselternrat@mk.niedersachsen.de
www.ler-nds.de
 
Steinert Telefon 0511 / 120 - 8814
Bürozeit: Di. – Fr.
 

 
 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Niedersächsischen Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte
dies im Einzelnen sind und wie Ihre Daten verarbeitet werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im
Nds. Kultusministerium“ abrufen.
 
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen
enthalten, die unter den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten
Adressaten gehören, dann ist jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls
Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail
anschließend von Ihrem Computer-System.
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Pressemitteilung Landesschülerrat gegen Rechtsextremismus an Schulen  
 


Als Landesschülerrat Niedersachsen ist für uns klar, dass wir uns für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung und gegen Rechtsextremismus positionieren. Parteipolitik ist 
an Schulen nicht angebracht, besonders nicht, wenn die Partei in Teilen vom 
Verfassungsschutz als rechtsextremistisch eingestuft wird. Den Brief des AfD-
Bundestagsabgeordneten Dirk Brandes an Schülervertretungen im Raum Hannover sehen 
wir als eine rote Linie, die überschritten wurde. 
 
Jegliche Feinde unserer Demokratie sollten von unseren Schulen ferngehalten werden und 
ihre „Werte“ nicht verbreiten dürfen. Im Brief der AfD werden solche Gedanken geleugnet 
und verharmlost. Der Versuch seitens der AfD, Schüler*innen gegeneinander aufzuspielen 
hat aus unserer Sicht nichts an den Schulen verloren. Demonstrationen sind ein bewährtes 
Mittel der politischen Partizipation, ein Grundbaustein unserer Demokratie. Die Reaktion der 
AfD zeigt noch einmal mehr, dass wir vor allem in diesen Zeiten geeint jedem Angriff auf 
unsere Demokratie entgegenstehen müssen. 


 
“Wir sehen hier eine Strategie der Demokratiefeinde: Die Realität wird einfach geleugnet - 
Der Kampf um die Meinung von der Realität getrennt. In vielen Städten und Gemeinden gab 
es mit Beteiligung der Kreis- und Stadtschülerräte größere Demonstrationen - es wurde mit 
uns Schülervertretern ein klares Zeichen gegen jeden Demokratiefeind gesetzt .” sagt Matteo 
Feind, komm. Stellvertretender Vorsitzender des Landesschülerrat Niedersachsen 


 
Aktuell sehen wir zudem, dass es teilweise zu rechtsextremen Vorfällen an Schulen kommt. 
Es werden Rechtsextreme Symbole Tische oder in die Toiletten gemalt. Zudem sehen wir, 
dass vermehrt Rechtsextreme Sticker in Klassenchats geschickt werden. Lehrkräfte können 
teilweise, jedoch nicht immer, eingreifen. Teilweise folgen ebenfalls auch keine 
Konsequenzen.  
 
“Wir sehen es als äußerst wichtig an, dass Rechtsextremismus an den Schulen intensiv 
behandelt wird. Besonders in Hinblick auf die Sozialen Medien, wie zum Beispiel TikTok, die 
zu einer Radikalisierung von besonders jungen Menschen führen können. Wir sehen die 
Schule als einen Ort an, welcher eine große Verantwortung für Demokratiebildung trägt. Das 
muss nun intensiv stattfinden” so Louisa Basner, komm. Vorsitzende des 
Landesschülerrates Niedersachsen 
 
Demokratiebildung muss noch verstärkter durchgeführt und intensiviert werden. Wir fordern 
daher einen stärkeren Einbau von Demokratiebildung in die Lehrpläne und Curricula. Zudem 
muss noch mehr Aufklärungs Arbeit zum Holocaust stattfinden und stärker für diesen 
sensibilisiert werden.  
 


 
 






